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A. Bericht des Abgeordneten Benda 


Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts 
hat sich mit Schreiben vom 16. März 1961 an den 
Deutschen Bundestag gewandt und gebeten, dazu 
Stellung zu nehmen, unter welchen spezifischen Ge- 
sichtspunkten es dem Bundestag gerechtfertigt er- 
schienen sei, Fälle der vom Beschwerdeführer 
genannten Art nicht in die Versorgungsregelung des 
Gesetzes zu Artikel 131 GG einzubeziehen. 

Der Beschwerdeführer war bis zum Kriegsende als 
deutscher Staatsangehöriger bei den Stadtwerken 
der Stadt Hadersleben (Nordschleswig) im Ange- 
stelltenverhältnis beschäftigt. Eine Verbeamtung 
unterblieb, da der Beschwerdeführer nicht die dä- 
nische Staatsangehörigkeit annahm. Er gehörte da- 
mit nicht zu dem Personenikreis, der am 8. Mai 1945 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen versorgungs- 
berechtigt war. § 52 des Gesetzes zu Artikel 131 GG 
galt daher für ihn nicht. 

Unter Zugrundelegung einer vom Ausschuß für 
Inneres erbetenen Stellungnahme, die der Rechts- 
ausschuß zur Kenntnis genommen hat, äußert sich 
der Bundestag zur Frage der Einfügung einer Härte- 
klausel in das Gesetz zu Artikel 131 GG wie folgt: 

„Eine allgemeine Flärteklausel ist in das Gesetz 
zu Artikel 131 GG mit Absicht nicht aufgenommen 
worden." 


Zuvor stellte die Fraktion der Bayernpartei in der 
131. Sitzung des 1. Deutschen Bundestages am 
6, April 1951 anläßlich der 2. Lesung des Gesetzes 
zu Artikel 131 GG den Antrag, folgenden § 80 c in 
das Gesetz aufzunehmen: 

.§ 80 c 

Ergeben sich bei der Anwendung dieses Geset- 
zes in einzelnen Fällen besondere Härten, so kann 
der Bundesminister des Innern im Einvernehmen 
, mit dem Bundesminiister der Finanzen für eine 
Übergangszeit von drei Jahren nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes die Härte ab wenden." 
(Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 

1. Wahlperiode, stenographischer Bericht S. 5046; 
Umdruck 123). 

Dieser Antrag wurde jedoch mit Mehrheit abge- 
lehnt, nachdem der Abgeordnete Dr. Kleindinst als 
■ Vorsitzender des Beamtenrechtsausschusses des 

I Deutschen Bundestages wie folgt dazu Stellung ge- 
, nommen hatte: 

„Für Härten, die sich im Rahmen des Gesetzes er- 
geben, sind Beihilfen und Unterstützungen in § 50 
(heute § 56) vorgesehen. Weiter gehende Härte- 
fälle können nicht berücksichtigt werden, weil 

, sonst jeder, der irgendwie nicht berücksichtigt 

j worden ist — wir sind zu dieser Auffassung auf 
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Grund langer und sorgfältiger Überlegungen ge- 
kominen — , Anträge nach dieser Richtung stellen 
würde, die eine Flut von „papierner Arbeit'' und 
dann hernach von Enttäuschungen herbeiführen 
müßten. Ich muß deshalb sagen: Nach den über- | 
einstimmenden Anschauungen der Ausschußmit- * 
glieder muß auf öinen Härteparagraphen in die- 
sem weiteren Sinne verzichtet werden. Das übrige 
ist durch den § 50 (jetzt § 56) erfüllt." 

[Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 

1. Wahlperiode, stenographischer Bericht, S. 5047 
(A)]. 


' Diese Stellungnahme kann als Auffassung der 
; Mehrheit des Deutschen Bundestages angesehen 
I werden. Sie hat sich auch während der Beratung 
zu der 1. und 2. Novelle nicht geändert. 

Außerdem wurde erwogen, daß bei Einfügung 
einer allgemeinen Härteklausel der Stichtag des § 4 
j des Gesetzes zu Artikel 131 GG viel von seiner 
j praktischen Bedeutung einlbüßen würde, weil ge- 
rade eine mehr oder weniger geringfügige Über- 
schreitung dieses Termins als Härtefall hingestellt 
werden würde. 


Bonn, deü 23. Juni 1961 


Benda 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In dieser Streitsache wird sich der Bundestag gemäß 
§ 77 des Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht 
gegenüber dem Bundesverfassungsgericht äußern. 

Der Abgeordnete Benda wird beauftragt, die vorste- 
hende Äußerung für den Bundestag schriftlich abzu- 
geben. 


Bonn, den 23. Juni 1961 


Der Rechtsausschuß 

Hoogen Benda 

Vorsitzender Berichterstatter 
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